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Wiederaufbau der Provinz Oſtpreußen 


über die Sitzung der 
Kriegshilfskommiſſion 
Abteilung für Handel und Gewerbe 


am 13. März 1915 
in Königsberg i. Pr. 


„ 


Verhandlungsniederſchrift 


über die Sitzung der Kriegshilfskommiſſion, Abteilung für Handel 
und Gewerbe, vom 13. März 1915. 


Anweſend: 


Herr Oberpräſident von Batocki, 

„ Oberpräſidialrat Dr. Graf von Lambsdorff, 

„ Stadtrat Eichelbaum⸗ Inſterburg, 

„ Oberbürgermeiſter Pohl-⸗Tilſit, 

„ Dr. Oſtermeyer⸗ Königsberg Pr., 

„ Gewerbeinſpektor Harti g= Tilfit, 

„ Karſchuck-Gumbinnen, Vorſitzender der Handwerks⸗ 
kammer, 

„ Kaufmann Wegener, 

„ Königlicher Gewerbeinſpektor Heerde gett = Königsberg, 

„ Gewerberat Zollenkopf⸗ Königsberg, 

„ Gewerbeinſpektor Stöckel⸗Gumbinnen, Vertreter des 
Regierungs⸗Gewerberats, 

„ Regierungs- und Gewerberat Lauriſch- Königsberg, 

„ Stadtrat Korn- Königsberg, Vorſitzender der Sands 
werkskammer, 

„ Syndikus Dr. Henze⸗Königsberg, 

„ Geheimer Baurat Fiſcher-Königsberg, 

„ Syndikus Simon- Königsberg, 

„ Oberregierungsrat Shidert- Königsberg, 

„ Fabrikbeſitzer Rönſch⸗Allenſtein, 

„ Regierungsrat Schluß vom Oberpräſidium, 

„ Regierungsaſſeſſor Penner vom Oberpräſidium. 


1. Der Oberpräſident Stellt feſt, daß die in der Oeffentlichkeit 
verbreitete Mitteilung über bereits erfolgte Vergebung von Bau⸗ 
aufträgen außerhalb der Provinz zum Wiederaufbau der zerſtörten 
Ortſchaften falſch ſei. Der Bezug von Bauſtoffen ſei Aufgabe der 
erſt zu gründenden Bauſtoffgeſellſchaft, über welche Geheimrat 
Fiſcher eingehende Mitteilung macht. (Anlage 1.) Die vorge⸗ 
tragenen Grundſätze über das Geſchäftsgebaren dieſer Geſellſchaft, 
welche Rohſtoffe, vor allem Holz, Ziegel und Dachſteine nur kaufen 
und vermitteln ſoll, um eine übertriebene Preisſteigerung und Ring⸗ 
bildung zu verhüten, wurden gebilligt, nachdem der Oberpräſident 
auf Einwendungen des Oberbürgermeiſters Pohl-⸗Tilſit feſtgeſtellt 
hatte, daß in der Hauptſache der Bedarf an Holz und Ziegeln in der 
Provinz ſelbſt gedeckt werden könnte, im übrigen aber auch die Tarife 
für Einführung von außerhalb ermäßigt würden. 

Der Oberpräſident erklärt, daß für die Geſellſchaft ein Beirat 
aus allen Handels- und Handwerksvertretungen der Provinz ge⸗ 
bildet werden ſolle, um bei allen grundſätzlichen Fragen gehört zu 
werden, ſo daß eine Kapitalbeteiligung der einzelnen Handels⸗ 
vertretungen nicht erforderlich ſei, zumal dieſe nur mit je einer 
Stammeinlage von je 100 000 Mark in Betracht käme. Das Hand⸗ 
werk ſei bei dem Arbeitsgebiet dieſer Bauſtoffgeſellſchaft weniger 
beteiligt; um den vorgetragenen Wünſchen entgegenzukommen, ſollen 
aber auch die beiden Handwerkskammern in dem Beirat ver⸗ 
treten ſein. 

2. Geheimrat Fiſcher berichtet über die Heranziehung des 
oſtpreußiſchen Handwerks. (Vergl. Anlage 2.) Der Oberpräſident 
ermahnt das oſtpreußiſche Handwerk, ſich zuſammenzuſchließen, um 
ſchnell und neuzeitlich arbeiten zu können, denn eine zwangsweiſe 
Ausſchaltung des auswärtigen Handwerks ſei nicht möglich, vielmehr 
müßte in freiem Wettbewerb den Geſchädigten eine möglichſt gute 
und billige Ware verſchafft werden. Nach eingehenden Erörte- 
rungen über die Frage, in welcher Weiſe das oſtpreußiſche Handwerk 
unterſtützt werden könne, wird allſeitig anerkannt, daß nur durch 
eine Zuſammenſchließung der einzelnen Handwerker Oſtpreußens, 
auch wegen der von Stadtrat Eichelbaum -Inſterburg anges 
regten vorübergehenden Schaffung gemeinſamer Verkaufsräume, 
eine Förderung des oſtpreußiſchen Handwerks möglich ſei, welche 
der Oberpräſident noch dahin zuſagt, daß er die Behörden und 
Bezirksarchitekten anweiſen wolle, bei Vergebung von Arbeiten das 
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einheimiſche Handwerk ſtets zur Bewerbung heranzuziehen und für 
Barzahlung Sorge zu tragen. Barackenbauten ſollen nur in drin⸗ 
genden Fällen errichtet werden, weil ſie unverhältnismäßig teuer 
ſind, zumal in faſt allen zerſtörten Ortſchaften noch Räumlichkeiten 
zur vorübergehenden Einrichtung von Verkaufsläden vorhanden 
ſeien. Geheimrat Fiſcher verlieſt eine Aufſtellung der Hand⸗ 
werkszweige, welche in einem zur Unterſtützung ſeiner Tätigkeit im 
Intereſſe des oſtpreußiſchen Handwerks zu bildenden Handwerker⸗ 
beirat vertreten fein ſollen, welcher im Verein mit den Gewerbe⸗ 
aufſichtsbeamten dem Oberpräſidenten gutachtliche Vorſchläge unter⸗ 
breiten kann. Dieſe Liſte, welche Maurer, Zimmerer, Dachdecker, 
Klempner und Rohrleger, Tiſchler, Schloſſer, Glaſer, Maler, Töpfer 
umfaßt, wird genehmigt. Wegen der einzelnen Perſönlichkeiten 
werden die Handwerkskammern dem Oberpräſidenten Vorſchläge 
einreichen. 

3. Ueber die Frage der Gewährung von Vorentſchädigung in 
Natur durch die Handwerkskammer berichtet Stadtrat Korn als 
Vorſitzender der Handwerkskammer Königsberg und der Vorſitzende 
der Gumbinner Handwerkskammer, Karſchuck. (Vergl. Anlage 3 
und 4.) Die Vorſchläge beider Handwerkskammern gehen im ein⸗ 
zelnen auseinander. Der Oberpräſident betont, daß eine ſelbſtändige 
Erhöhung der Vorentſchädigung des einzelnen geſchädigten Hand⸗ 
werkers durch die Handwerkskammer ausgeſchloſſen ſei. Dagegen 
ſei der von der Gumbinner Handwerkskammer gemachte Vorſchlag 
unter der Bedingung annehmbar, daß der einzelne Handwerker 
nicht gezwungen werden könne, ſich das zu beſchaffende Handwerks⸗ 
zeug durch die Handwerkskammer zu beſorgen. Die Königsberger 
Handwerkskammer behält ſich ihren Beſchluß über Einrichtung eines 
Lagers von Handwerkszeug vor. Der Oberpräfident wird jedoch 
alsbald beim Miniſterium ein Darlehn von je 150000 Mark für 
jede Handwerkskammer erbitten, um dieſe in die Lage zu ſetzen, 
ſich ein Lager von Handwerkszeug anzuſchaffen und ihren Mit⸗ 
gliedern aus dieſem gutes Handwerkszeug möglichſt billig zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. Für dieſes Darlehn haftet dem Staate gegenüber 
die Handwerkskammer. 

Die Lieferung an die geſchädigten Handwerker ſoll nach Feſt⸗ 
ſetzung und Anweiſung der Vorentſchädigung in der vorgeſchriebenen 
Form (Ziffer 8 und 9 der Anweiſung) erfolgen. Die Abdeckung 
des Darlehns geſchieht durch die Zahlung der Vorentſchädigung für 
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Rechnung der Geſchädigten an die Kammer. Der größte Teil des 
Darlehns wird daher bald abgedeckt ſein. Die 150000 Mark für 
jeden Kammerbezirk ſtellen den im Höchſtfalle anzulegenden Be⸗ 
trag dar. 

Reicht die einzelnen geſchädigten Handwerkern als Vorent⸗ 
ſchädigung zu bewilligende Summe zur Beſchaffung der notwendigen 
Geräte nicht aus, und iſt die Gewährung einer höheren Vorent⸗ 
ſchädigung wegen zu geringen Kriegsſchadens nicht möglich, ſo wird 
der Oberpräſident gebeten, den fehlenden Betrag als zinsloſes Dar⸗ 
lehn aus Staatsmitteln zu beantragen. Der Oberpräſident ſagt dies 
zu. Die Rückzahlungsbedingungen ſollen ſpäteren Erwägungen 
überlaſſen bleiben. 

Mit dieſen Grundſätzen iſt die Abteilung einverſtanden. 

4. Oberregierungsrat Schickert berichtet über den von ihm 
ausgearbeiteten Vorentwurf für Weiſungen zur Abſchätzung von 
Brand-, Trümmer⸗ und Plünderſchäden an beweglichen Sachen und 
die dazu eingegangenen Aeußerungen der Handels- und Handwerks⸗ 
vertretungen. (Anlage 5.) 

Nach Erörterung der vorgetragenen Grundſätze, an welcher 
ſich unter anderen beteiligen Oberbürgermeiſter Pohl, Dr. Simon, 
Dr. Oſter meyer, Gewerbeinſpektor Hartig, wurden die atts 
liegenden Schätzungsnormen mit folgender Aenderung gebilligt: 
In Abſatz 7 wird der zweite Satz „in Verkennung“ bis „oder nicht“ 
geſtrichen. An ſeine Stelle tritt die folgende Beſtimmung: „Die 
Schadensfeſtſetzung iſt bei Hausrat, Kleidungsſtücken, Handwerks⸗ 
und Arbeitsgeräten, Laden⸗ und Kontoreinrichtungen mindeſtens 
ſo hoch zu bemeſſen, daß der Beſchädigte die für den Haushalt und 
Betrieb nötigen Erſatzgegenſtände aus der Schadensſumme wieder 
beſchaffen kann. Im übrigen ſoll für die Schätzung der و‎ 86 des 
Reichsgeſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 nur 
einen Anhalt bilden. Die Erörterung der Beſtimmungen bei Er⸗ 
mittelung der Ernteſchäden wurden dem Ausſchuß für Landwirt⸗ 
ſchaft vorbehalten. 

Den von den Vertretern des Handwerks und der Kaufmann⸗ 
ſchaft vertretenen Standpunkt, in allen Fällen ſtatt des Zeitwerts 
der geſchädigten Gegenſtände den Neuanſchaffungswert der 
Schadensermittelung zugrunde zu legen, erklärt der Oberpräſident 
nicht für durchführbar. Ueber Punkt 4 ſoll auf Antrag des Ober⸗ 
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regierungsrats Schickert auch der Ausſchuß der Kriegshilfs⸗ 
kommiſſion für Brand⸗ und Trümmerſchäden beraten, der ſich auch 
mit dieſer Frage bezüglich des Wiederaufbaus von Gebäuden zu be⸗ 
faſſen hat. 

5. Ueber die Frage des Gläubigerſchutzes bei Gewährung der 
Kriegsentſchädigung hält Stadtrat Eichelbaum ⸗Inſterburg Vor⸗ 
trag (Anlage 6). 

Nachdem Dr. Simon, Dr. Oſtermeyer und Fabrik⸗ 
beſitzer Rönſch zur Sache geſprochen hatten, faßte der Oberpräſi⸗ 
dent das Ergebnis der Beſprechung dahin zuſammen, daß be- 
ſondere Maßnahmen zum Schutze der Gläubiger zurzeit weder 
nötig noch angängig ſeien. Durch die Ziffer 17 der Anweiſung ſeien 
die Intereſſen der Gläubiger genügend wahrgenommen. 

Regierungsrat Schluß machte auf eine falſche Notiz auf⸗ 
merkſam, die durch auswärtige Blätter, z. B. das Berliner Tageblatt, 
gegangen ſei und weiſt auf ſeine in der Sitzung der Vereinigten 
Handelskammern vom 10. Januar 1915 vorgetragene Erklärung 
hin, nach welcher die Gläubiger von Warenſchuldnern, die wegen des 
Nichteinganges ihrer Forderung in Schwierigkeiten geraten ſind, 
den Schuldner, der einen Kriegsſchaden erlitten hat, auffordern 
können, nach dem vorgetragenen Muſter eine Vorentſchädigung bei 
dem zuſtändigen Kriegshilfsausſchuß zu erbitten. Den Antrag auf 
Vorentſchädigung müſſe alfo ſtets der G eſchädigte ſtellen, nicht, 
wie irrtümlich in dem fraglichen Artikel ausgeführt ſei, der 
Gläubiger. Die Kriegskreditbank habe mit der Zahlung von Vor⸗ 
entſchädigungen nichts zu tun. 

6. Zu Punkt 6 der Tagesordnung (Beſchaffung von Haus⸗ 
gerät) erſtattet Geheimrat Fiſcher das anliegende Referat (An⸗ 
lage 7). 

Der Oberpräſident legt den Vertretern des Handwerks be⸗ 
ſonders ans Herz, ſich durch Zuſammenſchluß und durch Verbreitung 
von brauchbaren Muſtern einen möglichſt großen Anteil auch an 
dieſen Lieferungen zu ſichern. 


von Batocki. Graf von Lambsdorff. 
Schluß. Penner. 
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Anlage I. 


Tätigkeitsgebiet der neu zu gründenden Banftoff-Gejellichaft 
(G. m. b. H.). 


Die Bauſtoff⸗Geſellſchaft m. b. H. wird ſich hauptſächlich damit 
befaſſen, Rohſtoffe für den Wiederaufbau einheitlich einzukaufen und 
ſo der durch den Wettbewerb einer großen Anzahl von Bedarfs⸗ 
ſtellen in den Zerſtörungsgebieten entſtehenden Preistreibung vor⸗ 
zubeugen. 

In erſter Linie wird ſie ihr Augenmerk richten auf den An⸗ 
kauf von Bauholz. Es ſtehen hier zunächſt zwei Wege zur Ver⸗ 
fügung, um Holz zu beſchaffen, und zwar 

1. von der ſtaatlichen Forſtverwaltung oder 

2. aus den durch die Fortifikation von Privaten angekauften 
Holzbeſtänden, die jetzt für militäriſche Zwecke keine Ver⸗ 
wendung mehr finden. 

Solche Rohbeſtände ſollen gleich an die Mühlen weiter verkauft 
werden, aber unter der Bedingung, daß dieſe die für den Wieder⸗ 
aufbau erforderlichen Schnittwaren (Bauhölzer, Bretter, Latten, 
Schwarten) für vorher vereinbarte Mindeſtpreiſe an die Geſchädigten 
zu liefern haben. Die eigentliche Ausnutzung der Waldbeſtände für 
Qualitätsware (Berliner Balken, Tiſchlerblöcke und dergleichen) 
bleibt den Holzgeſchäften überlaſſen. Es wird auf dieſe Weiſe die 
Geſellſchaft nur die Vermittlerin, die für einen Teil des Holzes, 
nämlich für den, der zum Wiederaufbau notwendig iſt, den Ab⸗ 
nehmern möglichſt günſtige Lieferungsbedingungen ſichert. 

Ob es möglich oder nötig ſein wird, auch von Holzhandlungen 
größere Beſtände an Bauhölzern und Brettern im ganzen auf Vorrat 
einzukaufen oder deren Lieferung an die Intereſſenten durch irgend 
welche Vereinbarungen ſicher zu ſtellen, läßt ſich jetzt noch nicht über⸗ 
ſehen und wird im weſentlichen von der Preisbeſtimmung und dem 
Angebot abhängen. 

Nächſt dem Bauholz iſt der wichtigſte Rohſtoff zum Bauen 
der Hintermauerungsſtein. Es darf als ſicher vorausgeſetzt 
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werden und ſtimmt mit den Erhebungen, die an amtlicher Stelle 
inzwiſchen gemacht ſind, durchaus überein, daß die Provinz Oſt⸗ 
preußen ſehr wohl in der Lage iſt, den ganzen Bedarf an Ziegel⸗ 
ſteinen für den Wiederaufbau in einheimiſchen Ziegeleien ſelbſt 
hervorzubringen. 

Ich gebe im folgenden die nach den amtlichen Quellen, nämlich 
auf Grund der Aufzeichnungen der Ziegelei⸗Berufsgenoſſenſchaften, 
ermittelten Zahlen über die tatſächliche Leiſtung der Ziegeleien im 
Jahre 1913, und zwar für Hintermauerungsſteine, Dachpfannen 
und Kalkſandſteine. Die Summen betragen: 


Tatſächliche Leiſtung im Jahre 1913: 
Hintermauerungsſteine Dachpfannen Kallſandſteine 
Regierungsbezirk Königsberg: 144 500 000 19 200 000 26 140 000 
" Allenſtein: 53 915 000 6917000 35 337 000 
ر‎ Gumbinnen: 109 900 000 | 12 639 000 7230 000 
Provinz Oſtpreußen Summe: 308 315 000 38 756.000 68 707 000 


Ueber den voraus ſichtliche n Bedarf laſſen ſich ſehr ſchwer 
Berechnungen anſtellen, denn es ſind noch immer nicht genaue An⸗ 
gaben über die Zahl der zerſtörten Gebäude vorhanden und ferner 
zeigt der Bedarf je nach der Größe der Gebäude oder nach der Art 
der Zerſtörung ſo große Verſchiedenheiten, daß alle Berechnungen 
nur auf Annahmen beruhen können. Für kleine Ställe beträgt der 
Ziegelbedarf vielleicht 3000 Stück, während große Wohnhäuſer oder 
Fabriken mit 200 000 bis 300 000 Ziegelſteinen berechnet werden 
müſſen. Die Zahl der zerſtörten Gebäude kann auf 15 000 oder noch 
größer geſchätzt werden; alſo ſchwebt jede Durchſchnittsberechnung 
in der Luft. 

Ebenſo iſt die Zeit, in der ſich der Aufbau abſpielen wird, 
noch garnicht zu überſehen, und man kann ebenſo gut ſagen, daß der 
Ziegelbedarf ji auf 3 oder auf 6 Jahre verteilen wird. Um einen 
Voranſchlag für den Bedarf zu machen, will ich als Zahl der Gebäude 
15 000 und als Durchſchnittsmenge für jedes Gebäude 60 000 Ziegel 
annehmen; dann ergibt ſich ein Bedarf von 900 Millionen. Dieſe 
auf 3 Jahre verteilt, ergeben einen Jahresbedarf von 300 Millionen; 
auf 6 Jahre verteilt einen ſolchen von 150 Millionen. Da 308 Mil- 
lionen Hintermauerungsſteine und 68 Millionen Kalkſandſteine, 
zuſammen 376 Millionen Mauerſteine im Jahre 1913 erzeugt find, 
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kann ein folder Bedarf von der einheimischen Produktion gedeckt 
werden, um ſo mehr als anzunehmen iſt, daß die übrige Bautätigkeit 
in der Provinz unmittelbar nach dem Kriege vorausſichtlich 
ruhen wird. 

Solche Berechnungen würden aber zur Vorausſetzung haben, 
daß die Herſtellung gerade da ſtattfindet, wo der Verbrauch iſt. 
Aber da die Produktionsſtellen ſich über das ganze Gebiet der Pro⸗ 
vinz verteilen, während die Bedarfsſtellen nur in beſtimmten Ge⸗ 
bieten liegen, ſo wird eine große Zahl von Schwierigkeiten bei der 
Beſchaffung im einzelnen entſtehen und zu überwinden ſein. Ganz 
beſonders werden die Eiſenbahnfrachten und Landtransporte des 
Materials von ausſchlaggebender Bedeutung für die Preisbildung 
fein, nicht bloß dafür, ob das Material für die Bedarfsſtellen in 
Frage kommt, ſondern auch für den Preis, der dafür bezahlt 
werden muß. 

Um in dieſer Hinſicht Ausgleiche zu ſchaffen, wird man in 
einzelnen Gegenden nicht darauf verzichten können, aus den außer⸗ 
halb der Provinz gelegenen Gebieten Ziegel⸗ und Kalkſteinmateriak 
zum Wettbewerb heranzuziehen. Als nächſtes Gebiet ſteht die 
Provinz Weſtpreußen zur Verfügung, deren tatſächliche Leiſtung im 
Jahre 1913 durch folgende Zahlen ausgedrückt wird: 


Hintermauerungsſteine . . 262 Millionen, 
DEM. cE او و‎ 15 
Kälkſandſtei ne 8 ۳ 


Ob auch das große Produktionsgebiet für Ziegelſteine in der 
Mark, das auf dem Waſſerwege über Stettin aufgeſchloſſen und 
nutzbar gemacht werden könnte, hier und da mit in Betracht ge⸗ 
zogen werden muß, wird davon abhängen, ob Ringbildungen inner⸗ 
halb der einheimiſchen Ziegeleien zu ungerechtfertigten Preisſteige⸗ 
rungen führen und zur Anwendung von Gegenmaßregeln zwingen. 

Ueber den Bedarf von Dachſteinen läßt ſich vorerſt noch 
weniger wie bei Mauerſteinen eine Ueberſicht gewinnen, ſchon des⸗ 
halb nicht, weil für ländliche Nutzbauten vielfach auch andere Mate⸗ 
rialien (Dachpappe und dergleichen) in Frage kommen. Da aber 
ſchon in gewöhnlichen Zeiten die Dachſteinherſtellung der Provinz 
nicht ausreichte, ſo wird hier wohl ſicher damit gerechnet werden 
müſſen, daß auch anderes Dachſteinmaterial als die landesüblichen 
Pfannen verwendet werden muß und, ſoweit die einheimiſchen 
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Ziegeleien auf deren Herſtellung nicht eingerichtet ſind, von auswärts 
eingeführt wird. Da Bieberſchwänze ein Material ſind, das wegen 
ſeiner Leichtigkeit große Transporte verträgt, ſo kommt für dieſen 
Fall deren Einführung in Betracht. 

Die Beſchaffung ſonſtiger Bauſtoffe neben dieſen beiden 
hauptſächlichen Rohſtoffen wird die Tätigkeit der Geſellſchaft nur in 
beſchränktem Umfange in Anſpruch nehmen. Soweit der einge⸗ 
ſeſſene Handel in der Lage iſt, überall rechtzeitig und preiswert den 
Bedarf an Kalk, Zement, Eiſen und ſonſtigen Stoffen zu decken, 
wird die Bauſtoff⸗Geſellſchaft ſich hiermit nicht befaſſen, und nur, 
wo ein Mangel eintritt und wo infolge dieſes Mangels übertriebene 
Preisforderungen ſich bemerkbar machen, ſoll die Geſellſchaft ein⸗ 
treten. 

An der eigentlichen Bautätigkeit, die ja grundſätzlich 
nicht vom Staate ausgeübt wird, ſondern den Geſchädigten 
überlaſſen bleibt, kann die Bauſtoff⸗Geſellſchaft nur inſofern mit⸗ 
wirken, als ſie als Vermittlerin von gemeinſamen Aufträgen, die 
eine Anzahl Intereſſenten zuſammen erteilen, auftritt. 

Das kann z. B. eintreten bei der Beſchaffung von fabrik⸗ 
mäßig hergeſtellten Türen und Fenſtern, die für eine ganze Reihe 
von Häuſern auf Antrag der Beſitzer auf einmal vergeben werden, 
indem hierbei die Bauſtoff⸗Geſellſchaft die Auftraggeber vertritt und 
die Verrechnung übernimmt. Solche Maßnahmen können nötig 
werden gerade im Intereſſe des Handwerks, um die in einem be⸗ 
ſtimmten Bezirk anſäſſigen Betriebe im voraus zu beſchäftigen und 
in Nahrung zu ſetzen, ſowie um eine Verbilligung für die Inter⸗ 
eſſenten durch vereinfachte typiſche Formen zu erreichen. 

Vielleicht wird auch bei der Lieferung von Oefen und Koch⸗ 
herden (Kacheln oder Eiſen) hier und da nach dieſem Syſtem ver⸗ 
fahren werden können. Immer ſoll dabei der Grundſatz obwalten, 
daß die einheimiſchen Handwerker und Lieferanten zugezogen 
und in erſter Linie beteiligt werden. 

Durch ſolche Tätigkeit hilft die Geſellſchaft, das eingeſeſſene 
Handwerk und den Handel zu fördern; ſie wird, da ſie in der Lage 
iſt, über Geldmittel zu verfügen, überall da als Vermittlerin auf⸗ 
treten, wo dem Handel und dem Handwerk daran liegen muß, einen 
zahlungsfähigen Käufer und Beſteller für die mancherlei Aufträge, 
die beim Wiederaufbau notwendig ſind, zu erhalten. 
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Ganz beſonders muß daran erinnert werden, daß vielfach die 
Geſchädigten ſelbſt wegen Flüſſigmachung der notwendigen Mittel 
durch Beantragung der Vorentſchädigung nicht ſo prompt zahlungs⸗ 
fähig fein können, wie es die kaufmänniſch geleitete Bauſtoff⸗Geſell⸗ 
ſchaft ſein wird. Und die ſchnelle Barzahlung wird gerade eins der 
hauptſächlichſten Mittel ſein, womit die Geſellſchaft zu arbeiten hat 
und wodurch ſie fördernd auf Handel und Gewerbe einzuwirken in 
der Lage iſt. 
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Anlage II. 


Beteiligung des oſtpreußiſchen Bauhandwerks am Wiederaufbau. 


Die Vergebung der Bauten beim Wiederaufbau Oſtpreußens 

wird in den Händen der bisherigen Beſitzer der zerſtörten Grund: 
ſtücke, alſo der geſchädigten Privaten und der Gemeinden liegen, da 
der Staat ſich darauf beſchränkt, nur eine beratende und 
überwachende Tätigkeit auszuüben. Hierdurch behält das ein⸗ 
heimiſche Bauhandwerk genau denſelben Kundenkreis, den es vor 
dem Kriege beſeſſen hat. Es wird Sache jedes Bauhandwerkers ſein, 
ſich um die nötigen Aufträge bei der bauenden Bevölkerung ſelbſt zu 
bemühen und im natürlichen Wettbewerb möglichſt viel Kundſchaft 
zu erwerben. 
1 Es ſoll aber die überwachende Tätigkeit der Bauberatungs⸗ 
ämter ſich auch darauf erſtrecken, daß überall in erſter Linie das 
einheimiſche Bauhandwerk beſonders berückſichtigt und zuerſt zuge⸗ 
zogen wird. Deshalb ſoll vermieden werden, daß die Bauherren 
irgendwie andere Konſtruktionen und andere Bauſtoffe verwenden, 
als in der betreffenden Gegend ortsüblich und bei dem angeſeſſenen 
Handwerk bekannt find. Ebenſo ſollen die Bezirksarchitekten auf 
die Bauherren einwirken, daß ſie die einheimiſchen Handwerker 
bevorzugen, und wenn nach Anſicht des betreffenden Bauherrn ſich 
der Zweig eines Handwerks in der betreffenden Gegend als unzu⸗ 
reichend erweiſt, ſo ſoll der Bezirksarchitekt durch perſönliche Ein⸗ 
wirkung feſtzuſtellen ſuchen, woran der Fehler liegt, damit durch 
ſeine Vermittelung Abhilfe gefunden wird. 

Ein anderer Weg, auf den das Bauhandwerk gewieſen werden 
kann, iſt in dem vorigen Referat geſchildert, in dem auf die Anträge, 
die die Bauſtoff⸗Geſellſchaft im ganzen erteilen kann, hingewieſen 
wurde. 

Es iſt nun von der Hauptſtelle für Verdingungsweſen beim 
Deutſchen Handwerks⸗ und Gewerbekammertag eine Eingabe an den 
Herrn Oberpräſidenten gerichtet worden, in der darum gebeten wird, 
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daß die Vertretung des Handwerks bei den verſchiedenen Maß⸗ 
nahmen für den Wiederaufbau in ausreichender Weiſe gehört werden 
möchte, und es wird darauf hingewieſen, daß gegenwärtig die Hand⸗ 
werks⸗ und Gewerbekammern bei der Arbeit ſeien, auf dem Deutſchen 
Handwerks⸗ und Gewerbekammertag das Handwerk in den Liefe⸗ 
rungsvereinen, Werkgenoſſenſchaften und ſonſtigen verſchiedenen 
Formen zum Zweck der Arbeitübernahme zu organiſieren und 
zu erziehen, damit es als ſelbſtändiger Faktor zu dem ihm an⸗ 
gemeſſenen Teil an der Uebernahme der in Frage kommenden Ar- 
beiten beteiligt werden kann. 

Es dürfte ſich empfehlen, daß von der Kriegshilfkommiſſion 
in dem hier tagenden Ausſchuſſe einige Sachverſtändige aus dem 
Bauhandwerk bezeichnet und vorgeſchlagen werden, die von dem 
Hauptbauberatungsamte bei derartigen Verhandlungen als Rat⸗ 
geber zugezogen werden können. Deshalb iſt erwünſcht und wird 
beantragt, daß die Vorſtände der Kammern Königsberg und Gum⸗ 
binnen ſich mit den Gewerbeaufſichtsbeamten über eine Vor⸗ 
ſchlagsliſte für einen {olden Beirat aus Handwerks⸗ 
kreiſen einigen und dieſe Liſte dem Herrn Oberpräſidenten ein⸗ 
reichen. Es iſt daran gedacht, daß aus jedem Kammerbezirk je ein 
Vertreter des Zimmerer-, Maurer-, Tiſchler⸗, Schloſſer⸗, Glafer-, 
Maler⸗, Töpfer⸗, Dachdecker⸗ und des Klempner⸗ und Rohrleger⸗ 
handwerks genannt wird. 
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Anlage III. 
Handwerkskammer 
zu Königsberg i. Pr. 


Eurer Exzellenz beehren wir uns nachſtehende Vorſchläge, 
betreffend die Vermittelung der Handwerkskammern bei der Liefe⸗ 
rung von Handwerkszeug, Maſchinen und Geräten in Natur an die 
durch den Einfall des Feindes geſchädigten Handwerker Oſtpreußens, 
zur geneigten Kenntnis ganz ergebenſt zu unterbreiten: 

1. Die Landräte (Oberbürgermeiſter) werden angewieſen, den 
geſchädigten Handwerkern (Inhabern von Handwerksbetrieben 
bzw. deren bevollmächtigten Vertretern) eine Beſcheinigung 
über die Höhe der ihnen zur Anſchaffung von Handwerkszeug, 
Maſchinen, Geräten und dergleichen bewilligten Vorentſchädi⸗ 
gung auszuſtellen (vergl. anliegendes Muſter). 

Dieſe Beſcheinigung haben die Handwerker der zuſtändigen 
Handwerkskammer mit dem von ihnen aufgeſtellten, amtlich 
beglaubigten Verzeichnis der vernichteten bzw. beſchädigten 
Werkzeuge, Maſchinen, Geräte und Utenſilien (vergl. Vor⸗ 
druck A der Geſamtſchadenanmeldung, Anm. 5 und lfd. Nr. 2) 
einzureichen. 

3. Die Handwerkskammer wird ermächtigt, auf Grund dieſer 
Beſcheinigung, welche ihr gegenüber als Ausweis gilt, die zur 
Wiederaufnahme bzw. Fortführung des Betriebes unbedingt 
notwendigen Gegenſtände bis zur Geſamthöhe der für dieſen 
Zweck bewilligten Vorentſchädigung neu zu beſchaffen. Reicht 
nach näherer Prüfung die bewilligte Summe zur Beſchaffung 
der notwendigen Gegenſtände nicht aus, ſo iſt die Handwerks⸗ 
kammer ohne einen erneuten Ausweis befugt, dieſe Gegen⸗ 
ſtände bis zur Höhe der von ihr als erforderlich erachteten 
Summe zu beſchaffen, jedoch in ſolchen Fällen verpflichtet, 
dem zuſtändigen Landrat (Oberbürgermeiſter) hiervon An⸗ 
zeige zu erſtatten. 

4. Die Handwerkskammer übernimmt die Beſtellung der Gegen⸗ 
ſtände — unter Vereinbarung ihrer Beſchaffenheit und des 
Preiſes ſowie der Lieferungstermine — an die von ihr als 
zuverläſſig und leiſtungsfähig ermittelten Lieferanten. 
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5. Die Ueberſendung der beſtellten Gegenſtände erfolgt durch 
die Lieferanten direkt an die in Frage kommenden Hand⸗ 
werker, ſei es in Einzelſendung, ſei es in Sammelladungen, 
nach näherer Anweiſung der Handwerkskammer. 

6. Die Rechnungen der Lieferanten ſind der Handwerkskammer 
zur Prüfung einzureichen; ſie werden nach erfolgter Abnahme 
der gelieferten Gegenſtände mit einem Anerkennungsvermerk 
der Handwerkskammer verſehen dem zuſtändigen Landrat 
(Oberbürgermeiſter) zur Bezahlung überwieſen. 

Zur Beſchaffung von Handwerkszeug, Maſchinen, Geräten uſw. 
nach dieſem Plane erklärt ſich die Handwerkskammer zu Königs⸗ 
berg trotz der ihr entſtehenden, nicht zu verkennenden Mühen und 
Schwierigkeiten gern bereit. 

Sie iſt überzeugt, auf dieſem Wege den geſchädigten Hand⸗ 
werkern ein uneigennütziger Berater ſein und ſie vor Uebervor⸗ 
teilungen ſchützen, gleichzeitig aber auch dem Staate ſich nützlich 
erweiſen und ihm die Gewähr für ſachgemäße und zweckentſprechende 
Verwendung der als Entſchädigung bereitgeſtellten ſtaatlichen Mittel 
bieten zu können. 

Dagegen wird ونژ‎ die Beſchaffung von Rohſtoffen, Zutaten 
und Waren durch die Handwerkskammer nicht ermöglichen laſſen, 
da die Zahl der in Betracht kommenden Handwerkszweige eine zu 
große und die Wünſche und Bedürfniſſe der einzelnen Gewerbe⸗ 
treibenden, ſelbſt innerhalb desſelben Gewerbes, zu verſchieden ſind. 
Jedenfalls iſt eine zentrale Vermittelung auf dieſem Gebiete mit 
derartigen Schwierigkeiten verknüpft, daß ſie undurchführbar er⸗ 
ſcheint. Es wird in dieſen Fällen eine Barentſchädigung eintreten 
und dem einzelnen Gewerbetreibenden deren zweckmäßige Ver⸗ 
wertung überlaſſen werden müſſen. 


Korn, Dr. Henze, 
Vorſitzender. Syndikus. 


An 
Seine Exzellenz den Herrn Oberpräſidenten 


hier. 


Handwerkskammer Königsberg i. Pr. 


Beſcheinigung. 


r ۱۱19 و‎ ۰ wird hiermit beſcheinigt, 
daß ihm zur Anſchaffung von Handwerkszeug, Maſchinen, Geräten 
und Utenſilien für Zwecke ſeines Gewerbes an Stelle der ihm durch 
den Einfall des Feindes vernichteten bzw. beſchädigten Gegenſtände 


die Summe von Mark aus Staatsmitteln als Vorent⸗ 
ſchädigung bewilligt iſt. 


„ 


(Siegel.) (Landrat (Oberbürgermeiſter.) 


Anmerkung. Dieſe Beſcheinigung iſt der Handwerkskammer zu Kö⸗ 
nigsberg (Gumbinnen) zuſammen mit dem nach Vordruck A der Kriegsſchaden⸗ 
anmeldung vorgeſchriebenen Verzeichnis der vernichteten bzw. beſchädigten 
Gegenſtände zur weiteren Veranlaſſung zwecks Neubeſchaffung der zur Wieder⸗ 
aufnahme bzw. Fortführung des Gewerbebetriebes notwendigen Handwerks⸗ 
zeuge, Maſchinen, Geräte und Utenſilien einzureichen. 
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Anlage IV. 


Handwerkskammer 
zu Gumbinnen. Gumbinnen, den 9. März 1915. 


J. ⸗Nr. A. 4197. 


Betrifft Lieferung von Handwerkszeug uſw. 


Zum Erlaß vom 12. Februar 1915. 
O. P. 1497 K. 


Der Vorſtand der Handwerkskammer hält es im Intereſſe 
der durch den Ruſſeneinfall geſchädigten Handwerker für durchaus 
notwendig, daß den Handwerkern für vernichtetes und geſtohlenes 
Handwerkszeug, Maſchinen uſw. Erſatz in Natur geliefert wird. 
Wollte man die einzelnen Handwerker durch Geld entſchädigen, ſo 
hat man erſtens nicht die abſolute Gewähr, daß dieſes Geld auch 
ausſchließlich für Maſchinen und Werkzeuge angelegt wird, und 
zweitens würde die ihnen gewährte Vorentſchädigung bei weitem 
nicht ausreichen, um die Handwerksſtätten wieder betriebsfähig her⸗ 
zurichten. Bei Schätzung des Plünderſchadens ſoll die Abnutzung 
der Maſchinen und Werkzeuge vom Neuwert in Abzug gebracht 
werden. Würde man bei den Handwerkern ſo verfahren, ſo würden 
die ohnehin geſchädigten Handwerker durch die Neueinrichtung ihrer 
Werkſtätten in Schulden geraten. Wenn auch zugegeben werden 
muß, daß den geſchädigten Handwerkern durch neues Handwerkszeug 
uſw. ein Vorteil gegen früher erwachſen würde, fo muß doch in Be⸗ 
tracht gezogen werden, daß das früher vorhandene Werkzeug voll⸗ 
ſtändig ausreichte, um den Anforderungen der Kundſchaft gerecht zu 
werden. Der kleinſte Schneider oder Schuhmacher wird für die ihm 
vernichteten Maſchinen und Handwerkszeuge neue beſchaffen müſſen, 
um ſein Handwerk auch nur einigermaßen mit Erfolg zu betreiben. 

Daß die Neubeſchaffung ſämtlicher Gegenſtände bei der großen 
Nachfrage ganz erheblich teurer werden wird, als bei normalen 
Verhältniſſen, braucht wohl nicht erſt erwähnt werden. Wir ſtehen 
auf dem Standpunkt, daß der Handwerker von vornherein davon 
überzeugt ſein muß, daß er, ohne in Schulden zu geraten, ſeine 
Werkſtatt wieder betriebsfähig einrichten kann. Im andern Falle 
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würde der bei weitem größte Teil von Kleinhandwerkern, die für das 
platte Land unentbehrlich ſind, zur heimatlichen Scholle nicht wieder 
zurückkehren. Die Handwerkskammern ſind unſerer Anſicht nach 
dazu berufen und durchaus in der Lage, hier vermittelnd einzu- 
greifen. Auf Antrag Seiner Exzellenz des Herrn Oberpräſidenten 
werden die Handwerkskammern baldmöglichſt feſtzuſtellen haben, 
welche Arten und Mengen an Handwerkszeug uſw. gebraucht werden. 
Bei leiſtungsfähigen Firmen werden die zu beſchaffenden Gegen⸗ 
ſtände von der Handwerkskammer angekauft werden müſſen und 
dann nach Bedürfnis verteilt werden. In verſchiedenen Fällen 
wird die Handwerkskammer ſich auch diesbezügliche Vorräte hin⸗ 
legen müſſen, um ſofort helfend einzugreifen. Die Rechnungen 
werden aus der Kaſſe der Kriegshilfskommiſſion zu bezahlen ſein. 
Bei der hieſigen Handwerkskammer haben ſchon viele Handwerker 
der geſchädigten Kreiſe vorgeſprochen, um das notwendigſte Hand⸗ 
werkszeug mitzunehmen. Wir mußten die Leute leider ſtets ab⸗ 
weiſen, da wir nicht in der Lage waren, das Gewünſchte zu liefern. 
Zuallererſt werden in Frage kommen: Stellmacher, Schmiede, 
Tiſchler, Schneider, Schuhmacher, Klempner, Schloſſer und Glaſer. 

Um ein Veräußern der von uns gelieferten Maſchinen und 
Werkzeuge vorzubeugen, dürfen dieſelben nur leihweiſe den Hand⸗ 
werkern abgegeben werden, wobei der Empfänger im Laufe von 
10 Jahren das Eigentumsrecht erwirbt. Uebertragen des Hand— 
werkszeuges an andere Perſonen dürfte nur in Ausnahmefällen und 
mit Genehmigung des Vorſtandes der Handwerkskammer erfolgen. 


Karſchuck, Capeller, 
Vorſitzender. Sekretär i. V. 


An 
den Herrn Oberpräfidenten der Provinz Oſtpreußen 
zu Königsberg i. Pr. 
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Anlage V. 


Vorentwurf für Weiſungen zur Abſchätzung von Brand⸗, Trümmer⸗ 
und Plünderſchäden an beweglichen Sachen. 


l Für die Abſchätzung des Schadens an beweglichen Gegen⸗ 
ſtänden gibt es zwei Wege: 

1. die übliche Brandſchadenabſchätzung durch ſtückweiſe vor⸗ 
zunehmende Aufſtellung und Bewertung der verbrannten, 
abhanden gekommenen und geretteten Gegenſtände, 

2. die durch die außergewöhnlichen Umſtände und die große Zahl 
der Schäden etwa im Intereſſe der ſchnellen Erledigung ge⸗ 
botene pauſchale Abſchätzung (verkürztes Verfahren). 


In den meiſten Fällen wird der Beſchädigte gegen Feuers⸗ 
gefahr verſichert und im Beſitze des Verſicherungsſcheins ſein. 
Nötigenfalls laſſen ſich die Verſicherungsunterlagen unſchwer von 
den betreffenden Geſellſchaften beſchaffen. 

Die Verſicherung bietet immer einen gewiſſen Anhalt. Man 
ſieht daraus, wie der Beſchädigte ſelbſt ſeinerzeit ſeine Sachen be⸗ 
wertet hat. 

Gelangt man nach Prüfung der Perſönlichkeit, der wirtichaft- 
lichen Verhältniſſe und ſonſtiger zu berückſichtigenden Umſtände zu 
der Ueberzeugung, daß die Verſicherung angemeſſen iſt, ſo kann man 
das abgekürzte Verfahren wählen. Die Beſchaffenheit und Größe 
der Unterbringungsräume, die Verhältniſſe des Geſchädigten, die 
Beſchaffenheit der geretteten Gegenſtände, die Ueberreſte und Spuren 
der verbrannten Gegenſtände, Erkundigungen bei Nachbarn, Haus⸗ 
bewohnern uſw. werden für die Beurteilung des Falles die nötigen 
Anhaltspunkte geben. 

Man legt die Verſicherungsſummen der einzelnen Poſitionen 
der Abſchätzung zugrunde unter Berückſichtigung der etwa zwiſchen 
Verſicherungsabſchluß und Schadenfall eingetretenen Abnutzung und 
Entwertung, aber auch unter Berückſichtigung etwaiger 
Neuanſchaffungen und Ergänzungen. 
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Liegt ein ausführliches Verſicherungsverzeichnis vor oder hat 
der Beſchädigte bereits eine ſtückweiſe aufgeſtellte Schadensberech⸗ 
nung dem zuſtändigen Kriegshilfsausſchuß eingereicht, ſo ſind auch 
dieſe Unterlagen zu benutzen, da ſie die Abſchätzung weſentlich 
erleichtern. 

Allerdings ſind in den Schadensaufſtellungen die eingeſetzten 
Werte genau zu prüfen. Sie bedürfen meiſtens einer gründlichen 
Berichtigung. In Verkennung der Sach⸗ und Rechtslage bean- 
ſpruchen die Beſchädigten meiſtens Neupreiſe, da ſie der irrigen 
Anſicht ſind, ihnen wäre der Schaden ſo zu erſetzen, daß ſie in die 
Lage verſetzt werden, ſämtliche vorhanden geweſenen Gegenſtände 
neu zu kaufen, ganz gleichgültig, ob ſie das hinterher tun oder nicht. 

Es iſt jedoch der Standpunkt zu vertreten, der durch 8 86 des 
Reichsgeſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 
gekennzeichnet iſt. Das Geſetz beſagt, daß bei Haushaltungs⸗ und 
ſonſtigen Gebrauchsgegenſtänden, bei Arbeitsgerätſchaften und 
Maſchinen als Verſicherungswert der Betrag gilt, der erforderlich 
iſt, um Sachen gleicher Art anzuſchaffen unter billiger Berückſichti⸗ 
gung des aus dem Unterſchiede zwiſchen alt und neu ſich ergebenden 
Minderwerts. Es iſt alſo die gegen den Neubeſchaffungspreis der 
Gegenſtände durch Alter, Gebrauch, veränderte Geſchmacksrichtung, 
das Aufkommen neuer Rohſtoffe und Herſtellungsverfahren oder 
ſonſtige Umſtände eingetretene Entwertung angemeſſen zu berück⸗ 
ſichtigen, und zwar im ungefähren Verhältnis des Alters der Sachen 

enart und der Art ihrer Benutzung entſprechenden 
Lebensdauer, d. h. der Zeit, während deren ſich erfahrungsgemäß 
ihre Gebrauchsfähigkeit erſchöpft und nach deren Ablauf fie jo ab- 
genutzt ſind, daß ſie erneuert werden müſſen. 

Bei Teilſchäden iſt, wenn die Sachen wiederherſtellbar ſind, 
der zur Wiederherſtellung erforderliche Betrag als Schaden zu be⸗ 
rechnen. Nur wenn die Wiederherſtellung nicht möglich iſt, oder mit 
ſo großen Koſten verknüpft ſein würde, daß ſie unwirtſchaftlich 
wäre, iſt der volle Zeitwert (Wert bei Eintritt des Schadenfalles), 
gekürzt, um den Stoffwert der vorhandenen Reſte als Schaden zu 
berechnen. 

Die pauſchale Schätzung wird meiſtens nur erforderlich ſein 
bei den Haushaltungsgegenſtänden, deren Abſchätzung erfahrungs⸗ 
mäßig die meiſte Arbeit und den größten Zeitaufwand erfordert. 
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Die ſtückweiſe vorzunehmende Abſchätzung des Inventars 
und Viehs bietet verhältnismäßig wenig Schwierigkeiten. 

Die Angaben des Beſchädigten ſind nachzuprüfen, namentlich 
über die Größe der angebauten Fläche, über Ausſaat, über die ge⸗ 
ernteten Erträge, über den Verbrauch, Verkauf und die geretteten 
Beſtände. 

Bei zweifelhaften Angaben ſind in geeigneter Weiſe Erkundi⸗ 
gungen einzuziehen, namentlich über die Durchſchnittserträge, über 
den Verbrauch, Verkauf uſw. Erforderlichenfalls iſt die Größe der 
mit Getreide oder Futter belegt geweſenen Räume genau zu er⸗ 
mitteln, um ſo einen Anhalt dafür zu gewinnen, ob die von dem 
Beſchädigten als verbrannt angegebenen Mengen tatſächlich in den 
Räumen haben Platz finden können. 

Am zweckmäßigſten erfolgt die Schadensermittelung der Ernte 
nach dem Flächeninhalt oder dem Maße der Ausſaat, nicht nach 
Fuhren, Schock, Stiegen uſw. Neben dem Werte des Körnerertrages 
iſt dabei der Wert des Strohs anzugeben, und zwar möglichſt mit 
einem beſtimmten Bruchteil des erſteren (mit einem Fünftel, Viertel 
oder Drittel). 

Können nach Eintritt des Schadenfalles die Erntebeſtände, 
einſchließlich der aus früheren Jahren vorhandenen und der zuge— 
kauften oder ſonſt erworbenen Beſtände, weder durch ordnungsmäßig 
geführte Wirtſchaftsbücher, noch durch Belege oder in anderer zuver⸗ 
läſſiger Weiſe ermittelt werden, ſo wird in der Verſicherungspraxis 
angenommen, daß eine gleichmäßige Verminderung der Beſtände 
ſtattgefunden hat, und zwar bei Getreide und Stroh vom 1. Sep⸗ 
tember ab täglich um /, bei Futtergewächſen vom 1. November 
ab täglich um 7/40. Dieſe Beſtimmung iſt unter die Verſicherungs⸗ 
bedingungen aufgenommen worden im Einverſtändnis mit dem 
Deutſchen Landwirtſchaftsrat. 

Zur Feſtſtellung von Schäden an größeren Maſchinen ſind 
Sachverſtändige heranzuziehen, welche ſelbſt weder Maſchinen her- 
ſtellen, noch verkaufen, noch ihren Verkauf vermitteln, noch an 
einer Fabrik oder Maſchinenhandlung angeſtellt oder ſonſt für ſie 
tätig ſind. 

Bei mittleren und größeren Warenſchäden iſt dem Beſchädigten 
aufzugeben, ſeine ſämtlichen Geſchäftsbücher, Bilanzen und Belege 
vorzulegen. Sollte er nicht im Beſitz dieſer Unterlagen ſein, ſo hat 
er mindeſtens Kontoauszüge ſeiner Lieferanten über den Waren⸗ 
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einfauf in den letzten zwei Jahren zu beſchaffen. Zur Ermittelung 
des Schadens ſind Sachverſtändige heranzuziehen. 

Die genaue, ſtückweiſe zu bewirkende Schadenfeſtſtellung 
wird nicht zu umgehen ſein, wenn offenbar die Verſicherungsſummen 
und die Schadensforderung zu hoch ſind, wenn die perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſe bedenklich ſind, der Beſchädigte unglaubwürdig erſcheint, 
oder ſobald offenſichtlich die Abſicht einer Bereicherung zutage tritt. 

In dieſem Falle iſt der Beſchädigte aufzufordern, dem Beauf⸗ 
tragten eine genaue Aufſtellung der verbrannten, der beſchädigten 
und geretteten Gegenſtände einzureichen. Auf die Folgen wiſſent⸗ 
lich oder grobfahrläſſig falſcher Angaben iſt er aufmerkſam zu 
machen. Die Aufſtellung wäre genau durchzuprüfen und der Bes 
ſchädigte erforderlichenfalls über Anſchaffungszeit, Anſchaffungs⸗ 
wert und Bezugsquelle eingehend zu befragen. 

Für Getreide ſind bisher gewiſſe Höchſtpreiſe angenommen, 
ohne Unterſchied, an welchem Ort der Schaden eingetreten iſt. So⸗ 
wohl über die Feſtſetzung der Getreidepreiſe wie der Viehpreiſe 
würde es ſich empfehlen, zunächſt die Landwirtſchaftskammer zu 
hören. 
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Handwerkskammer 
zu Königsberg i. Pr. Königsberg, den 9. März 1915. 


Betrifft Erlaß vom 12. Februar 1915. 
0 1 و را‎ 


Der von der Direktion der Feuerſozietät der Provinz Oſt⸗ 
preußen ausgearbeitete Entwurf für Weiſungen zur Abſchätzung 
von Brand-, Plünder⸗ und Trümmerſchäden kann im allgemeinen 
als geeignete Grundlage für die Abſchätzung anerkannt werden. 
Wir vermögen nur die darin zum Ausdruck kommende Beſorgnis 
vor einer etwaigen Ueberſchätzung der tatſächlichen Schäden nicht in 
vollem Maße zu teilen. Die Anſicht der Geſchädigten, es müßten 
ihnen die vernichteten Werkzeuge, Maſchinen, Geräte uſw. zum 
vollen Anſchaffungswert erſetzt werden (vergl. Entwurf Abſatz 7), 
dürfte nicht immer auf irrtümlichen Vorausſetzungen, ſondern viel⸗ 
mehr auf der Tatſache beruhen, daß die vor zehn und mehr Jahren 
angeſchafften Maſchinen, Werkzeuge uſw. trotz allgemeiner Abnutzung 
für den Beſitzer noch immer ihren Zweck erfüllen und vielleicht auch 
noch ein Jahrzehnt und länger für den Gewerbebetrieb verwendbar 
ſein würden, alſo für den Beſitzer den vollen Wert behalten würden, 
wenn ſie nicht vernichtet oder verloren gegangen wären. 

Würde man die ſonſt üblichen Abſchreibungen für Abnutzung 
und Entwertung (vergl. Entwurf Abſatz 5) der Abſchätzung zugrunde 
legen, dann würde der zu erſetzende Wert bei zwanzig und mehr⸗ 
jährigem vorangegangenen Beſitz auf ein Mindeſtmaß herabgehen, 
für das vielleicht kaum der vierte, fünfte oder zehnte Teil der zur 
Wiederaufnahme des Betriebes benötigten Werkzeuge, Geräte und 
Maſchinen zu beſchaffen wäre. Aus dieſen Gründen wird unſeres 
Erachtens — um die Geſchädigten nicht noch mehr zu ſchädigen, als 
ſie es ohnedies ſchon ſind — bei Gebrauchsgegenſtänden, Handwerks⸗ 
zeug, Arbeitsgeräten und Maſchinen der Grundſatz, daß als Ent⸗ 
ſchädigung der Betrag anzuſehen fei, der erforderlich iſt, um Sachen 
gleicher Art anzuſchaffen, ohne die im Entwurf Abſatz 8 Satz 2 
vorgeſehene Einſchränkung („unter billiger Berückſichtigung 
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des aus dem Unterſchiede zwiſchen alt und neu ſich ergebenden 
Minderwertes“) zur Anwendung gelangen müſſen. Daß die be⸗ 
willigte Summe zu dem hierfür beſtimmten Zweck verwendet wird, 
läßt ſich, ſoweit gewerbliche Betriebe in Frage kommen, durch An⸗ 
ſchaffung der Gegenſtände in Nat ur ermöglichen. 

Im übrigen ſind wir der Anſicht, daß für die Abſchätzung in 
der Regel die ſtückweiſe vorzunehmende Bewertung in Frage kommen 
und nur da, wo der Geſchädigte ſich mit dem abgekürzten Verfahren 
der pauſchalen Abſchätzung einverſtanden erklärt oder ausreichende 
Unterlagen für den tatſächlichen Schaden nicht beigebracht werden 
können, dieſes letztere angewandt werden müßte. Nur wenige gegen 
Feuer Verſicherte nehmen vor der Verſicherung genaue Verzeichniſſe 
der zu verſichernden Gegenſtände auf. Die meiſten bemerken oft 
erſt nach der Schadensregelung, daß eine Anzahl von Gegenſtänden 
vergeſſen iſt. Sie würden bei dem abgekürzten Verfahren benach⸗ 
teiligt ſein. 

Bei Materials und Warenſchäden wird nicht bloß in den im 
drittletzten Abſatz des Entwurfs angeführten Fällen („wenn offen⸗ 
bar“ uſw. bis „zutage tritt“), ſondern allgemein eine ſtückweiſe zu 
bewirkende Schadenfeſtſtellung unter Zuziehung von Sachverſtän⸗ 
digen eintreten müſſen. Wo die Feſtſtellung der Materials und 
Warenſchäden aus Mangel an Geſchäftsbüchern (Lagerbuch, Mate⸗ 
rialienbeſtandbuch uſw.), Kontoauszügen und dergleichen Schwierig⸗ 
keiten bereitet, werden in einzelnen Fällen neben der Größe der in 
Betracht kommenden Räume und der Zahl der beſchäftigt geweſenen 
Hilfskräfte nähere Erkundigungen bei Lieferanten, Kunden, 
Angeſtellten und anderen vertrauenswürdigen Perſonen einen ge- 
wiſſen Anhalt bieten. Sonſtige einheitliche Richtlinien für die Ab— 
ſchätzung der Schäden gewerblicher Betriebe werden ſich kaum auf⸗ 
ſtellen laſſen. 

Die Frage der Abſchätzung von Gebäuden gegenüber per⸗ 
ſönlich minderleiſtungsfähigen Beſitzern wird nicht ganz leicht zu 
löſen ſein. Bei neueren Gebäuden würde ſich die volle Entſchädigung 
des Wiederherſtellungswertes abzüglich des Wertes der etwa von 
dem Beſitzer zu leiſtenden Hand⸗ und Spanndienſte — wenn darin 
auch gegenüber dem bemittelten Beſitzer eine Bevorzugung Liegt 
wohl rechtfertigen laſſen. Man wird dem minderleiſtungsfähigen 
Beſitzer nicht gut zumuten können, ſich von vornherein bei dem 
Wiederaufbau mit noch größeren Schulden als bisher zu belaſten 
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oder ſein teilweiſe verſchuldetes Grundſtück zu verkaufen und auf 
andere Weiſe ſein Fortkommen zu ſuchen. Selbſt in denjenigen 
Fällen, in denen zerſtörte Gebäude infolge hohen Alters einen 
erheblichen Minderwert gegen den Neubauwert hatten, wird 
man die Entſchädigung nicht lediglich auf die dem Beſitzer rechtlich 
zuſtehende Summe beſchränken können, ſondern ihm eine höhere 
Kriegsentſchädigung zubilligen und zugleich mit der Entſchädigungs⸗ 
ſumme leicht verzinsliche und allmählich abzulöſende Darlehen ge⸗ 
währen bzw. für die Beſchaffung letztſtelliger Hypotheken durch ſtaat⸗ 
liche Unterſtützung Sorge tragen und für langfriſtige Unkündbarkeit 
des auf dem Grund und Boden ruhenden Hypothekenanteiles ſeitens 
der alten Hypothekengläubiger geeignete Maßnahmen treffen müſſen. 
Eine Bereicherung durch die neu aufgeführten Gebäude an Stelle 
der alten dürfte kaum vorkommen. Denn die neuen und teureren 
Gebäude werden in den kleinen Städten und auf dem flachen Lande 
keine weſentlich höheren Erträge bringen als die vernichteten. 


Korn, Dr. Henze, 
Vorſitzender. Syndikus. 


An 
Seine Exzellenz den Herrn Oberpräſidenten 


hier. 
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Handwerkskammer 
zu Gumbinnen. Gumbinnen, den 10. März 1915. 


J. Nr. A. 4198. 
دد‎ 


Betrifft Wiederaufbau von Gebäuden ۰ 


Zum Erlaß vom 12. Februar 1915. 
O. P. 1413 K. 


Zu dem von der Direktion der Feuerſozietät für die Provinz 
Oſtpreußen ausgearbeiteten Entwurf, Ueberweiſung zur Abſchätzung 
von Brand⸗, Plünder⸗ und Trümmerſchäden, erlaube ich mir fol⸗ 
gendes zu bemerken: 

In demſelben iſt der Standpunkt vertreten, der durch § 86 

des Reichsgeſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 
gekennzeichnet iſt. Es iſt in dieſem Geſetzentwurf zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß die Entſchädigungsſumme den Neuwert des vernichteten 
Gegenſtandes, abzüglich der Abnutzung, enthalten ſoll. Wollte man 
ſo verfahren, ſo würden gerade die kleinen Leute hierbei am ſchlech⸗ 
teſten fahren. Jeder der Geſchädigten wird das notwendigſte Haus⸗ 
und Küchengerät beſchaffen müſſen. Unter normalen Verhältniſſen 
wäre er Jahre hinaus mit ſeiner alten Einrichtung ausgekommen, 
obwohl dieſelbe vielleicht ſchon von den Eltern ererbt war. Soll 
hierbei die im Geſetz zum Ausdruck gebrachte Abnutzung in Anrech⸗ 
nung gebracht werden, ſo wird die Entſchädigungsſumme bei weitem 
nicht hinreichen, Neuanſchaffungen zu beſtreiten. Soweit es ſich um 
Maſchinen und Werkzeuge handelt, wird man den Abnutzungswert 
nicht, wie es bei den Feuerverſicherungen üblich iſt, in Anrechnung 
bringen können. Erſtens werden in den Werkſtätten die Werkzeuge 
verſchieden abgenutzt. Ein ordnungsliebender Meiſter wird ſeine 
Maſchinen und das Handwerkszeug ſehr viel länger gebrauchsfähig 
erhalten, als es in ſolchen Werkſtätten möglich iſt, wo die Leute 
rößtenteils ſich ſelbſt überlaſſen find und der Meifter durch Führung 

des kaufmänniſchen Teiles ſeines Gewerbes in Anſpruch genommen 
wird. Wollte man in Gewerbebetrieben Maſchinen und Hand⸗ 
werkszeug nach ihrem Neuwert, weniger Abnutzung, bewerten, fo 
würden die Handwerker mit Rückſicht darauf, daß zurzeit alle Fabri⸗ 
kate durchſchnittlich 30 Prozent geſtiegen ſind, nicht in der Lage fein, 
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ohne ſich erheblich in Schulden zu ſtürzen, ihre Werkſtätten wieder 
betriebsfähig einzurichten. 

Was den Wiederaufbau kleiner Beſitzungen anbelangt, ſo wird 
auch hierdurch das Handwerk betroffen, wenn nach dem Vorſchlage 
der Feuerſozietät die Brandſchäden geregelt werden ſollen. Ganz 
abgeſehen davon, daß unter den heutigen teueren Material- und 
Arbeitsverhältniſſen für den Neubau viel mehr aufgewendet werden 
muß, als urſprünglich, iſt noch in Betracht zu ziehen, daß der Aus⸗ 
und Neubau von Werkſtätten durch Baupolizeiverordnung neu ge⸗ 
regelt iſt und erhebliche Mehraufwendungen erfordert. Ich denke 
hierbei an Schmiede, Stellmacher, Bäcker, Schloſſer, Tiſchler uſw., 
die in der Regel, wenn ſie auf dem platten Lande wohnen, ihr 
Grundſtück beſitzen. 

Die geflüchteten Handwerker haben ſich zum größten Teil, ſo⸗ 
weit ſie arbeitsfähig ſind, in der Fremde nach Arbeit umgeſehen und 
auch gefunden. Dieſe Leute werden mit Rückſicht darauf, daß ſie in 
der Fremde mehr verdienen, als dieſes bisher der Fall war, ſich nicht 
bereit finden laſſen, wieder nach der heimatlichen Scholle zu ziehen, 
wenn ſie ſich hierdurch eine Schuldenlaſt aufbürden. Ich würde 
empfehlen, den Geſchädigten zum Aufbau ihres Anweſens, ſoweit 
es nötig iſt, ein den Verhältniſſen entſprechendes zinsfreies Darlehn 
zu gewähren, das auf dem Grundſtück zwangsweiſe eingetragen wird. 
Bei Beſitzwechſel muß dieſes Darlehn mit Genehmigung des Herrn 
Oberpräſidenten auf den Nachfolger übertragen werden können, 
wenn der Kaufpreis nicht mehr beträgt, als der urſprüngliche Wert 
ausmachte. Man würde dadurch verhindern, daß für Werkſtätten zu 
hohe Preiſe verlangt und dadurch die Handwerker abgehalten werden. 
ſich auf dem Lande niederzulaſſen. Heute ſchon macht es ſich bemerk⸗ 
bar, daß mancher Schmied oder Stellmacher, der ſich gern auf dem 
Dorfe ſelbſtändig machen würde, nachher aber Fabrikarbeiter werden 
muß, weil ihm die Mittel fehlen, um eine Werkſtatt kaufen zu 
können. 

Karſchuck, 
Vorſitzender. 


An 
den Herrn Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen 
zu Königsberg i. Pr. 


29 


Inſterburg, den 8. März 1915. 


An 
Seine Exzellenz den Herrn Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen 
Königsberg. 


Zum Schreiben vom 12. Februar. 
O. P. 1413 K. 


Gegen den überſandten Vorentwurf wäre an ſich nichts ein- 
zuwenden; nur auf folgende Punkte möchte ich mir erlauben auf⸗ 
merkſam zu machen: 

„Zur Feſtſtellung von Schäden an größeren Maſchinen ſind 
Sachverſtändige heranzuziehen, welche ſelbſt weder Maſchinen her⸗ 
ſtellen, noch verkaufen, noch ihren Verkauf vermitteln, noch an einer 
Fabrik oder Maſchinenhandlung angeſtellt oder ſonſt für ſie 
tätig ſind.“ 
dige نی‎ Anſicht nach bedeutet die Beftimmung: Sachverſtän⸗ 
ne Maſchinenbranche, die im praktiſchen, erwerbenden Leben 
ehen, 8 nicht in Frage kommen. Wer kommt demnach über⸗ 
1 e 1. Ehemalige erwerbende Maſchinenpraktiker. 
2 .نس انیت‎ Beamte, die in der Maſchinenbranche bewandert ſind; 
ſo z. > alle diejenigen, die Maſchinenbaukunde ſtudiert haben. 

So geeignet nun dieſe beiden letzten Sachverſtändigenkate⸗ 
gorien ſein können, ſie allein zum Sachverſtändigenamt zuzulaſſen, 
möchte ich nicht für ratſam halten. — Zur Feſtſtellung eines 
Schadens, um den es ſich hier handelt, ſollten in erſter Linie ſolche 
Sachverſtändige herangezogen werden, die in der Maſchinenbranche 
praktiſch erwerbend tätig ſind. Zur Vermeidung von Be⸗ 
nachteiligungen der Schadenserſatzberechtigten bzw. des Fiskus 
müßte von beiden Seiten je ein Sachverſtändiger genannt werden, 
die in ihrem Gutachten übereinſtimmen müßten. Iſt eine derartige 
Uebereinſtimmung nicht zu erzielen, ſo dürfte ein Obmann hinzu⸗ 
zuziehen ſein, der von einer amtlichen Handelsvertretung aus den 
vorſtehend beanſtandeten Sachverſtändigen zu ernennen wäre. 
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„Bei mittleren und größeren Warenſchäden iſt dem Beſchädig⸗ 
ten aufzugeben, ſeine ſämtlichen Geſchäftsbücher uſw. vorzulegen. 
Zur Ermittelung des Schadens ſind Sachverſtändige heranzuziehen.“ 

Dieſe Sachverſtändigen müßten von der zuſtändigen amtlichen 
Handelsvertretung benannt werden. 

„Für Getreide ſind bisher gewiſſe Höchſtpreiſe angenommen, 
ohne Unterſchied, an welchem Ort der Schaden eingetreten iſt; ſo⸗ 
wohl über Feſtſetzung der Getreidepreiſe wie der Viehpreiſe würde 
es ſich empfehlen, zunächſt die Landwirtſchaftskammer zu hören.“ 

Getreide und Vieh ſind auch Gegenſtände des Handels bzw. 
der Induſtrie (Mühlen und Fleiſchkonſerveninduſtrie). Es wäre 
deshalb nur recht und billig, auch die zuſtändige amtliche Handels⸗ 
vertretung wegen der fraglichen Preiſe zu hören. 

Zur Frage in Abſatz 2 des Schreibens erlaube ich mir folgendes 
zu bemerken: 

Meiner Anſicht nach dürfte es häufig genug der Fall ſein, daß 
die nach dem Zeitwert berechnete Entſchädigung für ein zertrüm⸗ 
mertes Gebäude hinter den Neubaukoſten erheblich zurückbleibt. 
namentlich auf dem platten Lande, und zwar ohne daß der Neubau 
über die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Schadenserſatzberechtigten 
hinaus aufgeführt wird. Das dürfte ſich wohl kaum bei aller nur 
möglichen Zentraliſierung für den Wiederaufbau der Provinz, wie 
er geplant iſt, vermeiden laſſen. 

Wendet der Staat ſomit unter Umſtänden erheblich mehr 
Mittel auf, als er an ſich vielleicht Schadenserſatz zu leiſten hätte, 
ſo iſt dieſe Mehraufwendung meiner Anſicht nach doch nicht das, 
was im gewöhnlichen Rechtsverkehr eine „ungerechtfertigte Bereiche⸗ 
rung“ genannt wird. Dem Staate muß daran gelegen ſein, die 
bodenſtändigen Elemente dem Lande zu erhalten, und zu dieſen 
bodenſtändigen Elementen gehören beſonders die perſönlich minder⸗ 
leiſtungsfähigen erwerbenden Haus- und Grundbeſitzer in Stadt und 
Land. Berückſichtigt man aber weiter, welche große phyſiſche, 
pſychiſche und materielle Leiden nicht zuletzt auch die hier in Frage 
kommenden Perſonen infolge der Invaſion durchgemacht haben, und 
zieht man ſchließlich noch in Erwägung, daß trotz des unter Um⸗ 
ſtänden geringen Zeitwerts der in Rede ſtehenden Gebäude dieſe, 
falls ſie nicht durch den Krieg zerſtört wären, noch unter Umſtänden 
lange Jahre ihren Zwecken hätten dienen können, wodurch ihr Wert 
für ihren Beſitzer ein größerer wird, ſo wird man es meiner Meinung 
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nach nur als eine durch die Umſtände gebotene vornehme Pflicht 
des Staates bezeichnen müſſen, den in Rede ſtehenden Beſitzern die 
für ihre Zwecke erforderlichen Gebäude wieder herzurichten, wenn 
dabei auch die tatſächlichen Neubaukoſten den Wert der Entſchädigung 
überſchreiten. Von einer „ungerechtfertigten Bereicherung“ kann 
dabei in keiner Weiſe die Rede ſein. Der Staat könnte ſich aller⸗ 
dings wohl Sicherheiten dafür geben laſſen, daß das neugebaute 
Grundſtück binnen einer gewiſſen Zeit nicht veräußert wird oder 
keinem anderen Zwecke zugeführt wird. 


Otto Eichelbaum, 
Vorſitzender der Handelskammer. 
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Vorſteheramt 
der Kaufmannſchaft. Königsberg i. Pr., 25. Februar 1915. 


Nr. 1. 


Auf das geſchätzte Erſuchen vom 12. Februar 1915. 
Nie, (0, 18, EN I 


Der von der Direktion der Feuerſozietät ausgearbeitete Vor⸗ 
entwurf für Weiſungen zur Abſchätzung von Brand-, Trümmer⸗ und 
Plünderſchäden betrachtet die Entſchädigungsfrage rein vom ver⸗ 
ſicherungsrechtlichen und verſicherungstechniſchen Standpunkt aus, 
ohne die außerordentlichen Verhältniſſe, die den Wiederaufbau Oſt⸗ 
preußens bedingen, genügend zu berückſichtigen. 

Die Grundlinie des Entwurfs, wonach im allgemeinen der 
Feuerverſicherungsſchein und in Anlehnung hieran der Zeitwert der 
beſchädigten Objekte für die Entſchädigung maßgeblich ſein ſoll, kann 
von uns in keiner Weiſe gebilligt werden, da ſie die ſchwere Gefahr 
in ſich birgt, zur Verarmung und Entvölkerung Oſtpreußens zu 
führen. 

Außergewöhnliche Ereigniſſe erfordern auch außergewöhnliche 
Maßnahmen. Dieſer Grundſatz iſt an höchſter Stelle bereits ausge⸗ 
ſprochen und ſeine Befolgung den notleidenden Landesteilen zugeſagt 
worden. 

Die Fürſorge für Oſtpreußen wurde als ein Akt der Dank⸗ 
barkeit des Vaterlandes gekennzeichnet, ſie iſt aber auch als eine der 
ſchönſten und notwendigſten Ehrenpflichten gegenüber der ſchwer 
heimgeſuchten Provinz zu bezeichnen. Dieſer Ehrenpflicht würde 
keineswegs Genüge geſchehen, wenn die Abſchätzung unter dem 
Geſichtspunkte, die inzwiſchen eingetretene Abnutzung und Entwer⸗ 
tung von der Verſicherungsſumme in Abzug zu bringen, erfolgen 
würde. Wer die ſchwierigen Verhältniſſe kennt, unter welchen 
Handel und Gewerbe beſonders in den kleinen Städten unſerer 
Provinz um ihre Exiſtenz gerungen haben, der weiß, daß ſie eine 
weitere Belaſtung nicht ertragen können und infolgedeſſen bei Be⸗ 
folgung des obigen Geſichtspunktes in eine ſchlechtere Lebenslage 
verſetzt würden als vor Ausbruch des Krieges. Eine ſolche Härte 
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ſollen die Menſchen auf ſich nehmen, die ſo Schweres durchmachen 
mußten, die nun ſchon monatelang von Heimat und Scholle, von 


Haus und Herd, von Geſchäft und Beruf ferngehalten ſind, die zum 


großen Teil aus einem ſie notdürftig ernährenden Gewerbe oder 
Geſchäft herausgeriſſen wurden und nun gezwungen ſind, ſich aufs 
neue eine Exiſtenz zu gründen? 

Wenn man im Hinblick hierauf noch in Erwägung zieht, daß 
die Feuerverſicherung in Friedenszeiten für viele Menſchen er⸗ 
wieſenermaßen nur eine Sicherheitsmaßregel iſt, daß vielfach nicht 
eine genaue Abſchätzung und Erfaſſung des Wertes erfolgt, ſondern 
ein Pauſchalſatz zur Verſicherung angegeben wird, ſo erſcheint es 
vollends unmöglich, dieſe Sätze als Werte der Neuanſchaffung zu⸗ 
grunde zu legen und hiervon Abnutzung und Entwertung in Abzug 
zu bringen. 

Zur Begründung des Maßſtabes der Feuerſozietät wird wohl 
darauf hingewieſen, daß dies ein allgemeiner und gültiger Maßſtab 
ſei, ein anderes Verfahren des einheitlichen Maßſtabes entbehre und 
die Gefahr einer ungerechtfertigten Bereicherung in ſich ſchließe. — 
Es ſoll nicht verkannt werden, daß der Verſuch zur Bereicherung 
gemacht werden könnte, dieſer Verſuch iſt aber auch bei dem Maßſtab 
der Feuerſozietät, wie überhaupt immer, gegeben, und außerdem 
erſcheint es uns nicht zweckdienlich, eine ſolch außerordentliche Hilfs⸗ 
aktion wegen der vereinzelten Gefahr des Mißbrauches in unge⸗ 
eigneter Weiſe zu begrenzen. Von einer Bereicherung kann auch im 
allgemeinen keine Rede ſein, denn es wird von dem Geſchädigten, 
der an Stelle ſeines gebrauchten Mobiliars und eines alten Ge⸗ 
bäudes neue Möbel und ein neues Haus im Umfange des vorigen 
Beſtandes erhält, nicht unbedingt als eine Bereicherung empfunden 
werden können, insbeſondere wenn man bedenkt, welch ideelle und 
unerſetzbare Werte mit dem alten oft zugrunde gegangen ſind; 
andererſeits wird ihm aber eine weitgehende Fürſorge Heimat und 
Haus und Herd lieb werden und die Schwere des Daſeinskampfes, 
mit dem in Oſtpreußen trotz aller Hilfsmaßnahmen gerechnet werden 
muß, vergeſſen laſſen. Um ein als normal anzuſehendes Beiſpiel an⸗ 
zuführen, wird ein Mann, der ſeine Möbel mit 4000 Mark ver⸗ 
ſicherte und ſich nun für Abnutzung und Entwertung Abzüge von 
20 und mehr Prozent gefallen laſſen fol, nicht in der Lage ſein, mit 
dieſem gekürzten Betrage den für ihn notwendigen Bedarf an Möbeln 
wieder zu beſchaffen. Für ihn ift es aber keine Bereicherung, wenn 
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er an Stelle der alten Möbel, die feinen Bedarf befriedigten und 
auch noch bis an ſein Lebensende befriedigt hätten, neue Möbel 
in gleichem Umfange erhält, da auch dieſe nur ſeinen Bedürfniſſen 
genügen. 

Eine Hilfe, die ſich an die für Friedenszeiten maßgebenden 
Geſetze nicht ängſtlich klammert, iſt aber erforderlich, wenn Oſt⸗ 
preußen, das ſich für das Vaterland geopfert hat, nach dieſen ſchweren 
Tagen wieder in den Stand geſetzt werden ſoll, lebensfähig und ent⸗ 
wicklungsfähig zu werden. 

Aus dieſen Geſichtspunkten heraus ſtellen wir als Grundſatz 
für die Entſchädigung auf, daß jeder, was Gebäude und Hausgerät 
betrifft, die Möglichkeit haben muß, wieder in die gleiche Lebenslage 
einzutreten, in der er ſich vor Ausbruch des Krieges befand. Auch 
in dieſer wird es ihm ſchwer genug werden, ſich zu behaupten und 
vorwärts zu kommen. 

Im einzelnen äußern wir uns zu den Vorſchlägen der Feuer⸗ 
ſozietät wie folgt: 

Wir befürworten dringend, daß bei Entſchädigung der Haus⸗ 
haltungsgegenſtände nach Möglichkeit das abgekürzte Verfahren an⸗ 
gewendet werden ſoll. Maßgebend ſoll im allgemeinen der Wert des 
Verſicherungsſcheines ſein ohne Abzüge für Abnutzung und Ent⸗ 
wertung. Dieſer Wert ſoll indeſſen nicht unbedingt die Grenze ſein, 
ſondern ein Ueberſchreiten ſoll bei glaubwürdigem Nachweis des zu⸗ 
grunde gegangenen Wertes möglich ſein. Im übrigen nehmen wir 
an, daß das Geſetz Vorſorge trifft, daß die im Entwurf hervor⸗ 
gehobene Gefahr einer Nichtbeſchaffung der neuen Werte nicht ein⸗ 
treten kann. Ein Abweichen von der pauſchalen Abſchätzung ſoll nur 
erfolgen, wenn der Antragſteller nicht vertrauenswürdig iſt oder die 
Angaben des Wertes nicht glaubwürdig nachgewieſen werden. 

Bei Teilſchäden iſt, wenn eine Wiederherſtellung nicht möglich 
iſt, oder mit ſo großen Koſten verknüpft ſein würde, daß ſie unwirt⸗ 
ſchaftlich wäre, der volle Anſchaffungswert (nidt der Zeit⸗ 
wert, wie der Entwurf vorſieht), gekürzt um den Stoffwert der vor⸗ 
handenen Reſte, als Schaden zu berechnen. 

Wir glauben, daß es ſich in der Praxis undurchführbar erweiſen 
wird, zur Feſtſtellung von Schäden an größeren Maſchinen nur ſolche 
Sachverſtändige heranzuziehen, die ſelbſt weder Maſchinen herſtellen, 
noch verkaufen, noch ihren Verkauf vermitteln, noch an einer Fabrik 
oder Maſchinenhandlung angeſtellt oder ſonſt für ſie tätig ſind. 
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Unter dieſen Einſchränkungen wird es nicht immer möglich fein, 
einen wirklich ſachverſtändigen Gutachter zu finden. Unſeres Er⸗ 
achtens dürfte es genügen, die oben aufgeführten Leute nur dann 
nicht zu berückſichtigen, wenn der Verdacht beſteht, daß ſie ein 
Intereſſe an der Angelegenheit haben. Ein Zuziehen von Sachver⸗ 
ſtändigen, auch wenn ſie Fabrikanten, Händler uſw. ſind, z. B. aus 
entfernteren Gegenden und von Fabrikanten, die für den Abſatz in 
Oſtpreußen im allgemeinen nicht in Frage kommen, dürfte durchaus 
ſachgemäß und nicht zu beanſtanden fein. 

Erforderlich erſcheint es auch, daß im letzten Abſatz des Ent⸗ 
wurfs bei der Feſtſtellung der Getreidepreiſe anſtatt: zunächſt die 
Landwirtſchaftskammer zu hören, geſetzt wird: zunächſt die berufene 
Intereſſenvertretung zu hören. Es erſcheint uns zweifelhaft, ob 
die Landwirtſchaftskammer in all den Fällen, wo der Schaden an 
Getreide beim Händler oder Mühlenbeſitzer eingetreten iſt, in der 
Lage iſt, ein ſachverſtändiges Urteil über die Preiſe abzugeben. 

Die uns vorgelegte Frage, wie der Wiederaufbau von Ge⸗ 
bäuden zu ermöglichen iſt, ohne daß dem Beſitzer eine ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung durch Erlangung eines neuen an Stelle des 
alten Gebäudes zufällt, können wir in Verfolgung der von uns 
bereits ausgeführten Geſichtspunkte nur dahin beantworten, daß 
auch hier die Grundſätze der Verſicherung wohl einen Anhalt bilden, 
aber nicht maßgebend ſein können und dürfen. Auch hier vertreten 
wir den Grundſatz, daß jedem Beſitzer ſein Gebäude in dem Umfange 
und der Art wieder aufgebaut werden muß, wie er es vor dem Kriege 
beſeſſen hat. Der kleine Nutzen, der dem Beſitzer daraus erwächſt, 
ſteht in keinem Verhältnis zu der Fürſorge, die ihm das Reich 
ſchuldet. Die Wertſteigerungen der Gebäude ſtellen außerdem 
bleibende Werte für die Provinz dar! Soll aber der Beſitzer in faſt 
allen Fällen gleich mit einer Belaſtung ſeines Hauſes anfangen, 
wird es ihm in den meiſten Fällen garnicht möglich ſein, ſich eine 
neue Exiſtenz zu ſchaffen. Im allgemeinen iſt eine ungerechtfertigte 
Bereicherung nicht anzuerkennen, in den Fällen aber, in denen die 
Gefahr einer ſolchen eintreten könnte, z. B. beim Verkauf des Ge⸗ 
bäudes nach Errichtung, hat der Geſetzgeber auch die Möglichkeit in 
der Hand, ſolchen unlauteren Beſtrebungen entgegenzuwirken. Nie⸗ 
mals darf ein ſolcher Ausnahmefall dazu dienen, der breiten Maſſe 
der Bevölkerung Seßhaftigkeit und Selbſtändigkeit, die ſie vor dem 
Kriege beſaßen, zu erſchweren oder unmöglich zu machen. 
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Anders ift die Frage zu beurteilen, wenn ein Beſitzer ſich nicht 
in gleichem Maße anbauen will wie vordem, ſondern weſentliche Ver⸗ 
beſſerungen oder ſogar einen weiteren Ausbau ſeines Anweſens vor⸗ 
nehmen will; auch ſolche Fälle werden oft eintreten. Hierbei er⸗ 
ſcheint es uns angemeſſen, wenn nach Abſchätzung des erforderlichen 
Kapitals für einen Neubau des zerſtörten Anweſens der darüber 
hinausgehende Geldbedarf für Verbeſſerungen und Ausbau analog 
den Meliorationsgeldern als tilgbare Rente auf das Grundſtück ein⸗ 
getragen würde. Auf dieſe Weiſe würde eine Entwicklungsmöglich⸗ 
keit geboten, ohne daß eine zu drückende Belaſtung herbeigeführt 
würde. 

Indem wir die frohe Hoffnung ausdrücken, daß der Wieder⸗ 
aufbau Oſtpreußens in einer dem Deutſchen Reich würdigen, den 
Opfern entſprechenden und die Lebensentwicklungen der Provinz 
berückſichtigenden Weiſe durchgeführt werden und zur baldigen Ge⸗ 
ſundung unſerer Heimat führen möge, bitten wir Euere Exzellenz 
ergebenſt, unſere Ausführungen, die nur aus dem Intereſſe am 
Schickſal der ſchwer geprüften Landesteile diktiert worden ſind, in 
eine wohlwollende Erwägung ziehen zu wollen. 


Clemens. Fritz Zilske. 


An 
den Herrn Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen 


hier. 


Vorſteheramt der 


Korporation Tilſit, den 25. Februar 1915. 
der Kaufmannſchaft. 
Betrifft Kriegsſchädenfeſtſtellung. 
O E ۳ JC, 


Auf die Verfügung vom 12. Februar 1915 berichten wir unter 
Rückſendung von vier Anlagen ergebenſt, daß wir zu dem Entwurfe 
von Weiſungen zu Schadensermittelungen zwar nichts zu bemerken 
haben. 

Zu der Frage bezüglich der Höhe der zu gewährenden Ent⸗ 
ſchädigungen ſprechen wir uns aber dahin aus: 

Bei der Feſtſtellung der Kriegsſchäden können nicht die für die 
Wertsermittelung bei Brandſchäden geltenden Grundſätze maßgebend 
ſein. Vielmehr dürfte es nur als gerecht erſcheinen, wenn in An⸗ 
lehnung an die für die Enteignung geltenden Beſtimmungen der 
volle Wert der im Kriege vernichteten Gegenſtände erſetzt wird. 
Bei Haushalts- und Gebrauchsgegenſtänden, bei Arbeitsgeräten und 
Maſchinen wäre danach derjenige Betrag zu vergüten, welcher er⸗ 
forderlich iſt, um Sachen gleicher Art anzuſchaffen, ohne daß der 
aus dem Unterſchiede zwiſchen alt und neu ſich ergebende Minderwert 
berückſichtigt wird. Desgleichen käme bei dem Wiederaufbau ver⸗ 
nichteter Gebäude nicht der Zeitwert (Wert bei Eintritt des Schaden⸗ 
falls), ſondern lediglich der Betrag in Betracht, welcher erforderlich 
iſt, um einen den Dimenſionen des zerſtörten Gebäudes entſprechen⸗ 
den Neubau bei den dann herrſchenden Rohſtoffpreiſen, Löhnen uſw. 
und nach den dann geltenden baupolizeilichen Vorſchriften herzu⸗ 
ſtellen. Mag nun auch der Wert des Neubaues höher ſein als der 
Zeitwert, ſo kann man doch nicht von einer ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung ſprechen, weil eben eine vollſtändige Entſchädigung 
für das durch die Kriegsereigniſſe entzogene Eigentum gewährt 


werden ſoll. Das Vorſteheramt 
der Korporation der Kaufmannſchaft zu Tilſit. 
Sch mück, 


ſtellvertretender Obervorſteher. 
An 
den Herrn Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen 
Königsberg Pr. 
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Anlage VI. 


Die Frage des Gläubigerſchutzes bei Gewährung der Kriegs⸗ 
entſchädigung. 


Die Frage iſt ſchon in der letzten Sitzung dieſer Abteilung 
berührt worden. Inzwiſchen hat die Handelskammer zu Inſterburg 
unterm 10. Dezember 1914 eine Eingabe an den Herrn Reichs⸗ 
kanzler gerichtet: 

„Eine Beſtimmung in das demnächſt zu erlaſſende 
Reichsgeſetz, betreffend Kriegsſchäden, aufzunehmen, daß der 
kriegsſchadenserſatzberechtigte Schuldner ſeine Gläubiger die 
Höhe ihrer Forderungen und das Fälligkeitsdatum anzugeben 
hat und daß den Gläubigern direkt ihre fälligen Schuld⸗ 
forderungen bzw. ein Teil derſelben ſtaatlicherſeits ausgezahlt 
werden.“ 


Zur Begründung des Antrages iſt vor allem auf das Kredit⸗ 
weſen in unſerem geſamten wirtſchaftlichen Leben hingewieſen und 
insbeſondere auch in den durch den Feind heimgeſuchten Gegenden. 
Der Kredit ſpielte hier eine nicht unbedeutende Rolle. Nicht allein 
im Verhältnis der Kaufleute zueinander, ſondern auch im Verhältnis 
der Kaufleute zu Angehörigen anderer erwerbender Stände, wie 
z. B. Landwirten und Handwerkern und Privatperſonen. Das Ver⸗ 
mögen vieler Kaufleute, namentlich derjenigen, die ſich mit dem 
Getreide-, Holz-, Maſchinen⸗ und Düngemittelhandel, der Müllerei, 
dem Baus und Bankgeſchäft befaſſen, ſteckt häufig zum großen Teil 
in dem Beſitztum eines Beſitzers oder eines anderen Kaufmanns als 
deſſen Betriebsmittel. Hat nun ein derartiger Schuldner einen 
Kriegsſchaden erlitten, ſo müßte Vorſorge getroffen werden, daß 
ſeine Gläubiger nicht benachteiligt werden. Eine ſolche Benach⸗ 
teiligung könnte leicht dadurch eintreten, daß den Schuldnern die 
Kriegsentſchädigung ausgezahlt würde, ohne daß der Gläubiger 
hiervon etwas erführe. Durch die gewünſchte Beſtimmung dürften 
mögliche finanzielle Benachteiligungen vermieden werden. Ob eine 
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ſolche Beſtimmung geſetzmäßig feſtzulegen ift, ob der Schuldner frei⸗ 
willig in jedem Falle ſeine Gläubiger befriedigen wird, darüber läßt 
ſich ſtreiten. Diejenigen, die am ſchnellſten und ſchroffſten vorgehen 
und drängen, würden ihre Forderungen erhalten. So dürfte auf 
Grund der Anweiſung vom 18. Januar 1915 ſchon eine ganze Reihe 
von Gläubigern ihre ausſtehenden Forderungen aus der Vorent⸗ 
ſchädigung gezahlt erhalten haben. Hat nun die Vorentſchädi⸗ 
gungsanweiſung {don teilweiſe auf die Gläubiger Rückſicht ges 
nommen, ſo müßte es im beſonderen Maße das endgültige 
Kriegsſchadenserſatzgeſetz tun. Grundſätzlich iſt alſo der Gedanke 
berechtigt. Dabei muß allerdings die Tendenz, daß der gewährte 
Schadenserſatz vornehmlich dem Wiederaufbau der vernichteten oder 
ſtark gefährdeten wirtſchaftlichen Exiſtenz dienen ſoll, in erſter Linie 
beobachtet werden. Das wird aber erreicht durch die Befreiung des 
Geſchädigten von ſeinen Schulden. Nur der ſteht wirtſchaftlich 
kräftig da, der keine Schulden hat. 

Nun iſt natürlich der Gedanke nicht frei von Bedenken. Ein 
Schuldner beſitzt mehr Schulden, als er an Kriegsentſchädigung zu 
empfangen hat. Es liegt auf der Hand, daß in einem ſolchen Falle 
nicht ſämtliche Schuldforderungen zu begleichen find. Es würde viel- 
mehr nur eine teilweiſe Befriedigung der Gläubiger eines kriegs⸗ 
ſchadenserſatzberechtigten Schuldners zu erfolgen haben, da er ja 
ſonſt dem wirtſchaftlichen Ruin verfallen wäre. Dieſe teilweiſe Bes 
friedigung der Gläubiger iſt auch bei Vorentſchädigungen zu emp⸗ 
fehlen. Auch hier ſoll der Schuldner ſeine ſämtlichen Gläubiger auf⸗ 
geben, ſoweit fie natürlich unter die Beſtimmung der Nr. 17 b der 
neuen Anweiſung fallen. Es könnte ſonſt leicht der Fall eintreten, 
daß, da die Vorentſchädigung doch nur einen Teil des geſamten 
Schadenserſatzes bildet, daß die drängenden Gläubiger ſehr zeitig 
ihre volle Befriedigung erhalten, die anderen zurückhaltenden und 
entgegenkommenden dagegen länger mit der Begleichung ihrer Forde⸗ 
rungen warten, ja damit rechnen müſſen, bei der endgültigen Rege⸗ 
lung, falls die Schulden den Erſatz überſteigen, nur eine teilweiſe 
Bezahlung ihrer Forderungen zu erhalten. Würde dagegen ſchon im 
Vorentſchädigungsverfahren die ganze Gläubigerſchaft vom Schuld⸗ 
ner angegeben, ſo würde ſich die hervorgehobene Härte für die 
übrigen unter 17 b der neuen Anweiſung fallenden Gläubiger 
vermeiden laſſen, falls alle zu berückſichtigenden Gläubiger zu 
gleichen Teilen befriedigt würden. So hat der Kriegshilfs⸗ 
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ausſchuß in Inſterburg in einigen Fällen den Gläubigern einſt⸗ 
weilen aus der Vorentſchädigung gleiche Teile auf ihre Forderungen 
gezahlt und damit den Schuldner geſundet und den Gläubiger ge⸗ 
ſchützt. Eine diesbezügliche Ergänzung der Anweiſung dürfte zu 
empfehlen ſein. 

Weiterhin kann es vorkommen, daß über die Rechtszuſtändig⸗ 
keit einer Schuldforderung zwiſchen Gläubigern und Schuldnern eine 
Verſchiedenheit beſteht. In einem ſolchen Falle dürfte die Aus⸗ 
zahlung erſt dann zu erfolgen haben, wenn entweder eine gütliche 
Einigung unter den Parteien erzielt iſt oder ein rechtskräftiges 
Urteil vorliegt. 

Gegen den gemachten Vorſchlag kann auch nicht der Umſtand 
ſprechen, daß der Gläubiger eine infolge des feindlichen Einfalls 
uneinziehbar gewordene Forderung als Kriegsſchaden anmeldet, 
wobei er ſelbſtverſtändlich Namen und Wohnort ſeines Schuldners, 
Höhe und Zeitpunkt der Fälligkeit ſeiner Forderung anzugeben hat. 
Iſt der Schuldner ohne Hinterlaſſung von Erben und Vermögen 
im Kriege gefallen, ſo wird der Staat dieſe tatſächlich uneinziehbar 
gewordene Forderung als Kriegsſchaden an den anmeldenden 
Gläubiger zu zahlen haben. Iſt der Schuldner aber am Leben ge⸗ 
blieben oder hat er Rechtsnachfolger hinterlaſſen, ſo wird ſich, da ja 
der Schuldner bzw. ſeine Rechtsnachfolger wie auch der Gläubiger 
bzw. deſſen Rechtsnachfolger genaue Angaben über Schuldner bzw. 
Gläubiger zu machen haben, eine doppelte Zahlung derſelben 
fälligen Forderung an der Hand der gemachten Angaben vermeiden 
laſſen. 

Uebrigens iſt der Gedanke des Gläubigerſchutzes nicht neu. 
Es wird in ähnlicher Weiſe ſchon jetzt gemäß 88 99, 100, 101 des 
Geſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 bei der 
Auszahlung der Verſicherungsſumme für Brandſchäden zum Schutz 
der Hypothekengläubiger verfahren. Es ſind die beiden Fälle nicht 
völlig gleichartig, aber ein innerer Zuſammenhang läßt ſich nicht 
verkennen. Beiden liegt der Gedanke zugrunde, den Gläubiger zu 
ſchützen. 

Die vorgeſchlagene Beſtimmung wird nur dann einen wirklich 
praktiſchen Wert beſitzen, wenn ihre Erfüllung erzwungen werden 
kann. Zu dieſem Zwecke müßten auf die Nichtangabe ſeiner Gläu⸗ 
biger, die Höhe ihrer Forderungen und das Fälligkeitsdatum ſeitens 
des kriegsſchadenserſatzberechtigten Schuldners Strafen geſetzt werden. 
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Die Frage ift eine ſehr wichtige im Intereſſe einer gefunden 
Kreditwirtſchaft und zur Förderung des Wiederaufbaus. Es werden, 
wenn die Gläubiger befriedigt ſind, Klagen und Pfändungen ver⸗ 
mieden, welche dem Wiederaufbau direkt gefährlich ſein können. Es 
iſt ja richtig: Es ſoll nur der Schuldner geſchützt werden, aber, wie 
geſagt, es iſt ein bedeutender Schutz, wenn nicht vielleicht der be⸗ 
deutendſte, ihn von ſeinen Gläubigern zu befreien. Andererſeits iſt 
die Frage nicht zu ſehr eilig, da ſie die endgültige Regelung betrifft, 
aber es muß vorgearbeitet werden, und daher iſt zu empfehlen, daß 
die Kriegshilfskommiſſion, Abteilung für Handel und Gewerbe, eine 
Unterabteilung erwählt, die ſich mit dem Gedanken weiter beſchäftigt. 
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Anlage VII. 


Beſchaffung von Hausgerät. 


In weit größerem Umfange als Bauten zerſtört ſind, ſind die 
Inneneinrichtungen der Wohnhäuſer innerhalb des vom Feinde ver⸗ 
wüſteten Gebietes vernichtet worden. Naturgemäß richtet die Möbel⸗ 
induſtrie ganz Deutſchlands mit großem Intereſſe ihr Augenmerk 
auf dieſen hier eingetretenen Bedarf. Leider iſt zu befürchten, daß 
gerade die Schundware, die zu Schleuderpreiſen vertrieben wird, 
das Abſatzgebiet überſchwemmen wird; gerade weil im übrigen 
Deutſchland ſich jetzt eine geſunde Bewegung und eine beſſere Ge- 
ſchmacksauffaſſung auf dieſem Gebiete geltend zu machen begonnen 
hat, werden die minderwertigen und geſchmackloſen Fabrikate, die 
alten Ladenhüter, die noch auf dem Markte ſind, aber im übrigen 
Deutſchland nicht mehr beliebt erſcheinen, ſich nun auf Oſtpreußen 
ergießen und trotz aller Vorkehrungen des Staates, die bei den 
Bauten auf eine Verbeſſerung des Geſchmacks hinzielen, im Innern 
der Häuſer eine Unſumme von Häßlichkeiten und Geſchmackloſigkeiten 
entſtehen laſſen. 

Es fragt ſich, ob nicht bei Gewährung der Entſchädigungen 
ein Druck auf das Publikum ausgeübt werden könnte, um die An- 
ſchaffung von Qualitätsware, etwa im Sinne des Deutſchen Werk⸗ 
bundes, zu erreichen. Das müßte durch Anweiſung der Kriegshilfs⸗ 
ausſchüſſe geſchehen. Eine ſolche Maßnahme hat aber ihre großen 
Bedenken, da die Bevormundung erſtens ſchwer durchzuführen ſein 
wird und zweitens als äußerſt läſtig empfunden werden muß. Die 
direkte Einwirkung der Bezirksarchitekten wird ebenfalls als 
ein Mittel gegen dieſen Mißſtand angeſehen werden können. 

Als wirkſamſtes Mittel hiergegen kann meines Erachtens nur 
die eigene Organiſation des Handwerks ſelbſt gelten, und gerade 
hierauf werden die in meinem vorigen Bericht erwähnten Be⸗ 
ſtrebungen ſich richten müſſen. Es ſind aber auch eine Anzahl recht 
erfreulicher Kundgebungen aus dem übrigen Deutſchland hierher 
gelangt, die erkennen laſſen, daß man dort die Gefahr bereits erkannt 
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hat und ſich bemühen will, ihr vorzubeugen. Ich denke da z. B. an 
die Veranſtaltung von Ausſtellungen und Muſterlagern durch die 
rechtmäßige und gediegene Induſtrie. 

Ganz beſonders zu begrüßen iſt eine in München geplante 
Veranſtaltung, durch die aus geſammelten Mitteln das dortige Kunſt⸗ 
handwerk zur Herſtellung von Hausrat beſchäftigt werden ſoll; der 
ſo hergeſtellte Hausrat ſoll als Liebesgabe für die Geſchädigten in 
Oſtpreußen dem Herrn Oberpräſidenten zur Verfügung geſtellt 
werden. 

Damit in derartigen Beſtrebungen das einheimiſche Handwerk 
keine Gefahr erblicken kann, braucht dasſelbe ſich nur den Umfang 
des tatſächlichen Bedarfs an Hausrat vor Augen zu halten. Es iſt 
nicht zu hoch geſchätzt, wenn man annimmt, daß 80 000 Hauseinrich⸗ 
tungen vernichtet ſind; darunter ſind ſolche, die 100 Mark und andre, 
die bis zu 10 000 Mark gekoſtet haben. Aber wenn ich als Durch⸗ 
ſchnitt für die Koſten einer ſolchen Ausſtattung auch nur 300 Mark 
rechne, ſo ergibt ſich ſchon ein Geſamtbedarf von 24 Millionen Mark. 
Angeſichts dieſes ungeheuren Bedarfs kann es kaum in Betracht 
kommen, daß an einer Stelle 200 000 bis 300 000 Mark aus werk⸗ 
tätiger Liebe umſonſt für dieſen Zweck zur Verfügung geſtellt werden, 
und auch das einheimiſche Handwerk wird ebenſo dankbar wie die 
Bevölkerung ſelbſt dieſe hochherzige Leiſtung ſeiner ſüddeutſchen 
Stammesbrüder anerkennen. 


rr _ ۰, 
Gedruckt in der Oſtpreußiſchen Druckerei und Verlagsanſtalt Aktiengeſellſchaft, Königsberg i. Pr. 
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